
Darum geht es

Fall Untersiggenthal

Aargauer Regierungsrat entschuldigt sich: «Die
Opfer haben nicht die Hilfe erhalten, die sie hätten
bekommen müssen»

Von Fabian Hägler 25.07.2026, 05.00 Uhr

Dieter Egli, der Aargauer Justiz- und Innendirektor, äussert sich im
Interview erstmals ausführlich zum Fall Untersiggenthal. Der SP-
Regierungsrat sagt, das Migrationsamt habe rechtlich korrekt
gehandelt, das Ergebnis sei für die Opfer jedoch fatal. Egli schliesst
eine externe Untersuchung zum Vorgehen der Behörden nicht aus.

Exklusiv für Abonnenten

Dieter Egli äussert sich zum Fall Untersiggenthal und
entschuldigt sich bei den Opfern.

Er sagt, das Migrationsamt habe damals rechtlich korrekt
entschieden, das Resultat sei für die Betroffenen aber fatal
gewesen.
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Dieter Egli (SP, 56) führt das Aargauer Innendepartement, zu dem unter
anderem das Amt für Migration und Integration, die Staatsanwaltschaft, die
Kantonspolizei und die Gemeindeabteilung gehören. Alle diese Behörden
sind beteiligt am Fall Untersiggenthal, insbesondere das Migrationsamt
steht seit Tagen stark in der Kritik.

Anfang April war Egli an einem Anlass in Untersiggenthal, damals ging es
um moderne Gemeindestrukturen. Heute geht es um die Frage, ob die
Behörden im Fall eines ehemaligen SVP-Politikers, dem gravierende
Sexualstraftaten vorgeworfen werden, richtig gehandelt haben.

Der Kanton prüft die Abläufe, Meldepflichten und
Informationswege intern; eine externe Analyse ist möglich.

Regierungsrat Dieter Egli hielt am 1. April in Untersiggenthal ein Referat zu modernen
Gemeindestrukturen – heute ist das Dorf wegen des Missbrauchsfalls um einen Ex-Grossrat in den
Schlagzeilen.
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Seit Montag ist der Fall Untersiggenthal publik: Ein ehemaliger Grossrat
soll zwei Frauen und ein Mädchen insgesamt mehr als 180-mal betäubt
und vergewaltigt haben. Was hat die Anklage mit den gravierenden
Vorwürfen gegen den Mann bei Ihnen ausgelöst?

Dieter Egli: Der Fall macht mich tief betroffen. Als ich die Vorwürfe gegen
den Beschuldigten gelesen habe, war ich erschüttert, und ich bin es heute
noch. Dieser Fall führt uns erneut vor Augen, dass es im häuslichen
Rahmen immer wieder zu gravierenden Gewaltverbrechen kommt.
Solange solche Fälle von Gewalt und Machtmissbrauch im Verborgenen
bleiben, denken manche Männer, sie hätten nichts zu befürchten.

Auf der anderen Seite stehen die Opfer, insbesondere Iwona und Paula
L. Die Mutter und ihre Tochter aus Polen, die beim Ex-Grossrat
wohnten, von ihm missbraucht wurden – und das Migrationsamt sowie
die Gemeinde Untersiggenthal scharf kritisieren.

Die Opfer haben nicht die Hilfe erhalten, die sie hätten bekommen
müssen. Das tut mir unendlich leid, und dafür möchte ich mich
entschuldigen bei den Opfern und bei allen Menschen, die von diesem
Fall stark aufgewühlt sind. Ich bedaure es zutiefst, dass die Frauen nicht
die erwartete Hilfe erhalten haben und erneut traumatisiert wurden.



Iwona L. erwischte den Ex-Grossrat im September 2023 im Zimmer ihrer
Tochter. Sie rief die Polizei, der Mann wurde verhaftet. Die Frau ging zur
Gemeinde und beantragte Sozialhilfe. Die Gemeinde meldete dies dem
Migrationsamt – war das korrekt?

Ja, das war rechtlich korrekt, es ist der politische Wille im Aargau, dass
keine Ausländerinnen und Ausländer hier leben sollen, die längerfristig
von Sozialhilfe abhängig sind. Die Gemeinde war verpflichtet, die
Meldung ans Migrationsamt zu machen.

Die Juso Aargau fordert: Wer von Gewalt betroffen ist und Sozialhilfe
bezieht, darf nicht dem Migrationsamt gemeldet werden. Der
Regierungsrat könne die entsprechende Meldepraxis für
Gewaltbetroffene sofort per Weisung aussetzen.

Das ist eine Forderung, die politisch diskutiert werden muss, gerade
nach diesem Fall. Aber der Regierungsrat kann die Meldepflicht nicht
einfach so aufheben, diese ist gesetzlich verankert.

Bis im Herbst 2023 sass der Angeklagte, dem gravierende Sexualdelikte zur Last gelegt werden, im
Grossen Rat.
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Im Herbst 2024, rund ein Jahr nach der Festnahme des Ex-Grossrats,
ordnete das Migrationsamt die Wegweisung von Iwona und Paula L. an.
Das Amt befand, die mutmasslichen Sexualstraftaten seien kein
schwerwiegender persönlicher Härtefall.

Mit den damals verfügbaren Informationen und Akten hat das
Migrationsamt gemäss meiner heutigen Einschätzung rechtlich korrekt
entschieden. Aber wie ich diese Woche schon mehrfach gesagt habe:
Nach diesem Entscheid sind neue, relevante Erkenntnisse
dazugekommen, die zu einer anderen Einschätzung führten. Seit dem
Vorliegen dieser Erkenntnisse beurteilt das Migrationsamt den Fall
anders.

Das heisst im Klartext: Mit allem, was jetzt bekannt ist, würde das
Migrationsamt heute keine Wegweisung mehr anordnen, sondern einen
Härtefall anerkennen?

Florian Willisegger leitet seit dem 1. Juni das Aargauer Migrationsamt und muss sicht jetzt mit dem
Fall Untersiggenthal befassen.
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Dazu kann ich mich nicht konkret äussern, weil das Verfahren zum
Entscheid beim Verwaltungsgericht liegt. Die neuen Erkenntnisse haben
aber bereits vor der aktuellen Medienberichterstattung und im Rahmen
des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens dazu geführt, dass das weitere
Vorgehen innerhalb des Departements erneut überprüft und beurteilt
wurde. Im Rahmen des laufenden Verfahrens vor Verwaltungsgericht hat
das Migrationsamt sich auch in diesem Sinn geäussert.

Im nationalen Ausländergesetz ist festgelegt, dass Härtefälle nur bei
Ehe- oder Konkubinatspaaren möglich sind – das war bei Iwona L. und
dem Ex-Grossrat nicht der Fall. Nun steht die Forderung im Raum, dass
für Opfer häuslicher oder sexualisierter Gewalt immer ein Härtefall
gelten soll – unterstützen Sie dies?

Ja, grundsätzlich unterstütze ich diese Forderung, das wäre ein wichtiger
Schritt zur Prävention und Bewältigung von häuslicher Gewalt. Das
Migrationsamt erhält heute keine Informationen über laufende
Strafverfahren, wenn ausländische Personen Opfer sind, sondern nur bei
ausländischen Tatverdächtigen. Das Bild der Situation der Opfer ist dann
unvollständig. Aus meiner Sicht sollten die gesetzlichen Grundlagen zum
besseren Opferschutz erweitert werden. Es besteht aber ein
Spannungsfeld zwischen Datenschutz und dem Schutz von Opfern.

Die Juso Aargau fordert den sofortigen Rückzug des
Wegweisungsentscheids und die Erteilung einer Härtefallbewilligung
an die Betroffenen. Der Kanton habe hier ein Ermessen, schreibt die
Jungpartei.

Ich habe Verständnis für diese Forderung. Der Kanton hat jedoch keine
Möglichkeit, eine solche Bewilligung zu erteilen, weil die Beschwerde
der beiden Opfer gegen die Wegweisung beim Verwaltungsgericht
hängig ist.

Migrationsrechts-Experten und Politikerinnen kritisieren, im Fall
Untersiggenthal zeige sich ein gravierendes Behördenversagen.
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Ich verstehe die Kritik, der Fall ist jedoch komplexer und muss
differenziert betrachtet werden. Soweit wir das heute sehen, hat das
Migrationsamt zum jeweiligen Zeitpunkt rechtlich korrekt gehandelt. Es
ist also kein Versagen der Behörden, ich stehe hinter dem Migrationsamt.
Das Resultat war für die beiden Opfer jedoch trotzdem fatal, darum ist
für mich klar: Wir müssen die Abläufe, die Zusammenarbeit der
Behörden, die Meldepflichten und die Informationsmöglichkeiten
überprüfen.

Die Juso Aargau verlangt eine unabhängige externe Untersuchung über
das Zusammenspiel von Gemeinde, Sozialdienst, Migrationsamt und
Departementen in diesem Fall, mit öffentlichem Bericht bis Ende 2026,
klarer Zuweisung von Verantwortung und personellen Konsequenzen.
Wird es eine solche Untersuchung geben?

Wir sind bereits daran, den Fall intern aufzuarbeiten und zu definieren,
welche Fragen und Punkte zentral sind. Wenn wir feststellen, dass eine
externe Analyse sinnvoll ist, werden wir dies in Auftrag geben. Dafür
müssen wir zuerst alle relevanten Aspekte sorgfältig prüfen.



Regierungsrat Dieter Egli hielt am 1. April in Untersiggenthal ein Referat zu modernen
Gemeindestrukturen – heute ist das Dorf wegen des Missbrauchsfalls um einen Ex-Grossrat in den


